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1. Instanz

Aktenzeichen S 2 R 351/14
Datum 17.06.2016

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 R 213/16
Datum 22.03.2019

3. Instanz

Datum 13.11.2019

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Darmstadt vom 17. Juni 2016 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. Die Beteiligten haben einander auch im Berufungsverfahren keine Kosten zu
erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die RechtmÃ¤Ã�igkeit der Beendigung einer Leistung
zur Teilhabe am Arbeitsleben in Form einer Weiterbildung zum Techniker â��
Holztechnik.

Der 1975 geborene KlÃ¤ger ist gelernter Schreiner. Eine im August 2001 begonnene
Fortbildung zum staatlich geprÃ¼ften Holztechniker musste er aus finanziellen
GrÃ¼nden abbrechen, nachdem er wegen eines alkoholbedingten Unfalls (1,59
Promille) die Fahrerlaubnis verloren hatte. In der Folge war der KlÃ¤ger mehrfach
arbeitslos und absolvierte diverse Praktika. Nach kÃ¼rzeren BeschÃ¤ftigungen als
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Servicetechniker, Produktionsmitarbeiter, Mitarbeiter einer Konzertagentur sowie
als Helfer im Gartenbau war er von April bis September 2011 erneut als Schreiner
tÃ¤tig. Anfang Juni 2011 erlitt er einen Bandscheibenvorfall, der am 20. Juni 2011
operativ versorgt wurde. Nach der Operation verblieb eine Minderbelastbarkeit der
LendenwirbelsÃ¤ule. Laut Reha-Entlassungsbericht der Klinik am Park, Bad
Schwalbach, vom 10. Januar 2012 nach stationÃ¤rem Aufenthalt vom 28. November
bis 19. Dezember 2011 kÃ¶nne der KlÃ¤ger seine TÃ¤tigkeit als Schreiner mit
schwerem Heben, viel BÃ¼cken und Tragen sowie Zwangshaltungen nicht mehr auf
Dauer vollschichtig ausÃ¼ben.

Vom 27. Februar bis 9. MÃ¤rz 2012 nahm der KlÃ¤ger zunÃ¤chst an einer
MaÃ�nahme zur AbklÃ¤rung der beruflichen Eignung und Arbeitserprobung im
BerufsfÃ¶rderungswerk (BFW) C. teil. Laut Ergebnisbericht des Dipl.-Psych. D. vom
23. MÃ¤rz 2012 habe der KlÃ¤ger u.a. angegeben, im Alter von 17/18 Jahren sei bei
ihm eine drogeninduzierte Psychose ausgebrochen, nachdem er zuvor Cannabis,
Kokain und Amphetamin konsumiert habe. Damals sei er entgiftet worden. Seither
habe er keine Drogen mehr konsumiert. Alkohol trinke er, nachdem er wegen der
Medizinisch-Psychologischen Untersuchungen zum Wiedererwerb seines
FÃ¼hrerscheins fÃ¼r eineinhalb Jahre ganz verzichtet habe, mittlerweile wieder,
jedoch nur gelegentlich. Angesprochen auf einen feingliedrigen Tremor gab der
KlÃ¤ger an, hieran leide er bereits seit seiner Kindheit. Angesprochen auf seinen
Alkoholkonsum habe der KlÃ¤ger ausweichend und ungenau geantwortet. SpÃ¤ter
habe er angegeben, er trinke ein bis zwei Bier am Tag, jedoch auch mal eine Woche
lang gar keinen Alkohol. Bei besonderen AnlÃ¤ssen konsumiere er maximal vier
Bier. Im Rahmen eines spontanen Alkohol- und Drogenscreenings habe sich beim
KlÃ¤ger kein Hinweis auf einen anhaltenden Alkoholabusus ergeben. Bei der
Erprobung der kaufmÃ¤nnischen und verwaltungsbetonten Berufe sei beim KlÃ¤ger
jedoch eine Alkoholfahne bemerkt worden. Der KlÃ¤ger habe dies damit erklÃ¤rt,
dass er am Vorabend beim geselligen Zusammensein in einer Gruppe fÃ¼nf Bier (Ã 
0,5 l) getrunken habe. Es komme bei ihm doch gelegentlich auch zu vermehrtem
Alkoholgenuss. Der Dipl.-Psych. D. fÃ¼hrte sodann aus, es ergÃ¤ben sich zwar
keine Hinweise auf gewohnheitsmÃ¤Ã�igen Alkoholmissbrauch oder
alkoholbedingte BeeintrÃ¤chtigungen der LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers. Jedoch
sei von gewohnheitsmÃ¤Ã�igem Alkoholkonsum mit gelegentlich auch stark
erhÃ¶hten Trinkmengen auszugehen. WÃ¤hrend der beruflichen MaÃ�nahmen
sollte das Thema Alkohol durchgehend im Auge behalten werden. Gelegentliche
Laborkontrollen seien angezeigt. Laut arbeitsmedizinischer Stellungnahme der
Ã�rztin E., medizinischer Dienst des BFW C., vom 14. MÃ¤rz 2012 wurden beim
KlÃ¤ger Restbeschwerden nach Bandscheiben-OP am 20. Juni 2011 wegen
Bandscheibenvorfall L4/5 links, ein Nikotinabusus und eine HypercholesterinÃ¤mie
diagnostiziert. Zum Ausschluss eines Alkoholmissbrauchs (bei leichtem Handtremor
und Dyskoordination beim Finger-Nase-Versuch sowie erhÃ¶htem Gamma-GT-Wert)
sei der Kohlehydrat-defizientes Transferrin (CDT) â�� Wert kontrolliert worden.
Dabei habe sich kein Hinweis auf einen anhaltenden Alkoholabusus ergeben, der
Wert habe bei 1,10 gelegen. ErhÃ¶hte CDT-Werte treten in der Regel nach
mindestens einwÃ¶chiger Aufnahme von tÃ¤glich mehr als 60g reinem Ethanol auf.
Dies entspricht einem tÃ¤glichen Konsum von etwa 1,5 l Bier oder 0,6 l Wein. Ein
einmaliger Alkoholexzess fÃ¼hrt nicht zu erhÃ¶hten CDT-Werten.
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Im Rahmen einer Reha-Beratung am 10. April 2012 erklÃ¤rte sich der KlÃ¤ger mit
der DurchfÃ¼hrung eines Rehabilitationsvorbereitungslehrgangs und der
Weiterbildung im BFW C. einverstanden. Er habe auch gegen unangekÃ¼ndigte
Alkoholtests und eventuelle Drogenscreenings nichts einzuwenden. Der
WiderspruchsfÃ¼hrer nahm daraufhin in der Zeit vom 21. Mai 2012 bis 12.
September 2012 zunÃ¤chst an einem Rehabilitationsvorbereitungslehrgang im BFW
C. in C-Stadt teil.

Mit Bescheid vom 13. September 2012 bewilligte die Beklagte eine Weiterbildung
zum Techniker â�� Holztechnik ebenfalls im BFW C. fÃ¼r die Dauer von
voraussichtlich 23 Monaten. Der Bescheid enthielt den Hinweis, die Leistung zur
Teilhabe am Arbeitsleben ende am Tag der Bekanntgabe der PrÃ¼fungsergebnisse.
Im Rahmen ergÃ¤nzender Bestimmungen fÃ¼hrte die Beklagte aus, sie behalte sich
bis zur Beendigung der Leistung den Widerruf des Bescheides vor, sofern bis dahin
UmstÃ¤nde tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art bekannt wÃ¼rden, die die
DurchfÃ¼hrung der Leistung nicht oder nichtmehr angezeigt erscheinen lieÃ�en,
z.B. aus leistungsmÃ¤Ã�igen GrÃ¼nden, bei Ã�nderung der gesundheitlichen
VerhÃ¤ltnisse oder bei Beendigung der Leistung aus disziplinarischen GrÃ¼nden.
Ein Widerruf kÃ¶nne auch erfolgen, wenn der KlÃ¤ger seinen Mitwirkungspflichten
nicht nachkomme. Laut Mitteilung des BFW C. an die Beklagte vom 14. September
2012 sollte der Kurs des KlÃ¤gers zum staatlich geprÃ¼ften Holztechniker vom 13.
September 2012 bis voraussichtlich 31. Juli 2014 dauern. Mit Bescheid vom 20.
September 2012 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger zudem Ã�bergangsgeld.

Am 29. Januar 2013 musste sich der KlÃ¤ger nach gesundheitlichen Problemen
infolge eines Leistenbruchs einer Operation unterziehen und war bis zum 24.
Februar 2013 krankgeschrieben.

Laut Laborbericht des Medizinischen Versorgungszentrums Regensburg vom 7. Juni
2013 wies der KlÃ¤ger einen CDT-Wert von 1,20 auf, woraus sich keine Hinweise
fÃ¼r einen anhaltenden Alkoholabusus ergÃ¤ben.

Laut Vermerk vom 18. Juli 2013 anlÃ¤sslich eines KostentrÃ¤gergesprÃ¤chs mit
dem KlÃ¤ger habe der Sozialberater des KlÃ¤gers, Herr F., geschildert, dass die
erzielten Noten des KlÃ¤gers im 2. Halbjahr sehr schlecht geworden seien. Er habe
die schriftlichen PrÃ¼fungen Ã¼berwiegend mit der Note 5 abgeschlossen,
allerdings durch seine mÃ¼ndlichen Leistungen auf 4 bzw. 3 verbessern kÃ¶nnen.
Der KlÃ¤ger fÃ¼hre die schlechten Leistungen auf eine vierwÃ¶chige
ArbeitsunfÃ¤higkeit im Februar zurÃ¼ck, durch die er eine Menge Stoff verpasst
habe. Herr F. stellte fest, dass zum damaligen Zeitpunkt ein Abbruch der
MaÃ�nahme wegen der schulischen Leistungen noch nicht befÃ¼rwortet werde.
Herr F. habe mitgeteilt, dass zuletzt zwischen 20 und 24 unentschuldigte
Fehlstunden angefallen seien. Der KlÃ¤ger habe dies damit erklÃ¤rt, dass er viele
Klausuren habe nachschreiben mÃ¼ssen. Dies sei nachmittags geschehen, so dass
er die Vormittage genutzt habe, um zu lernen und sich vorzubereiten. Der KlÃ¤ger
sei davon in Kenntnis gesetzt worden, dass bei weiteren unentschuldigten
Fehlstunden die MaÃ�nahme sofort aus disziplinarischen GrÃ¼nden abgebrochen
werde. Herr F. habe zudem berichtet, dass der KlÃ¤ger in den vergangenen Wochen
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mehrfach nachts betrunken auf dem GelÃ¤nde des BFW erschienen sei und
Diskussionen mit dem Wachdienst begonnen habe. Der KlÃ¤ger habe sofort darauf
hingewiesen, dass er in seiner Freizeit machen kÃ¶nne was er wolle. Er sei sodann
darauf hingewiesen worden, dass die Beklagte als KostentrÃ¤ger dieses Verhalten
nicht akzeptieren werde, wenn es negativen Einfluss auf die Weiterbildung habe, sei
es in Form von schlechten Leistungen oder weiteren unentschuldigten Fehlstunden.
Es sei zudem unmissverstÃ¤ndlich klargestellt worden, dass es bei wiederholtem
Auffallen unter Alkoholeinfluss zu einem unverzÃ¼glichen Abbruch der MaÃ�nahme
aus disziplinarischen GrÃ¼nden komme.

Laut Laborbericht des Medizinischen Versorgungszentrums Regensburg vom 17. Juli
2013 wies der KlÃ¤ger einen CDT-Wert von 1,40 auf, was auf einen mÃ¶glichen
Alkoholkonsum schlieÃ�en lasse. Aufgrund des leicht erhÃ¶hten Anteils an CDT sei
ein anhaltender Alkoholabusus zu vermuten.

Laut Vermerk vom 26. September 2013 anlÃ¤sslich eines KostentrÃ¤gergesprÃ¤chs
mit dem KlÃ¤ger am 25. September 2013 habe der Sozialberater des KlÃ¤gers, Herr
F., eine Zusammenstellung der bislang angefallenen unentschuldigten Fehlstunden
vorgelegt, wonach bisher 28 unentschuldigte Fehlstunden vorlagen. Der KlÃ¤ger sei
damit einverstanden, dass diesbezÃ¼glich drei Tage an Ã�bergangsgeld in Abzug
zu bringen seien. Die Beklagte weise den KlÃ¤ger nochmals darauf hin, dass
unentschuldigte Fehlzeiten nicht geduldet wÃ¼rden und den Abbruch der
Weiterbildung zu Folge haben kÃ¶nnten. Die Alkoholproblematik werde vom
KlÃ¤ger bagatellisiert. Im Verdachtsfalle wÃ¼rden weitere unangekÃ¼ndigte
Alkoholkontrollen durchgefÃ¼hrt werden. Der KlÃ¤ger sei zudem aufgefordert
worden, seine Leistungen zu steigern. Diese lÃ¤gen aktuell nur im ausreichenden
Bereich, wobei nach Angabe von Herrn F. der Erfolg der Weiterbildung derzeit nicht
gefÃ¤hrdet sei.

Laut Medizinischem Laborbericht des Medizinischen Versorgungszentrums
Regensburg vom 27. September 2013 wies der KlÃ¤ger einen CDT â�� Wert von
1,30 auf, was auf einen mÃ¶glichen Alkoholkonsum schlieÃ�en lasse. Aufgrund des
leicht erhÃ¶hten Anteils an CDT sei ein anhaltender Alkoholabusus zu vermuten.

Mit Schreiben vom 18. Oktober 2013 hÃ¶rte die Beklagte den KlÃ¤ger zum Abbruch
der WeiterbildungsmaÃ�nahme an, nachdem das BFW C. die Beklagte Ã¼ber die
Auswertung des erneut durchgefÃ¼hrten Alkoholtests informiert habe, der auf
einen anhaltenden Alkoholabusus hindeute. Zudem seien die Leistungen des
KlÃ¤gers sehr schwach und er habe in den PrÃ¼fungen nur mangelhafte Leistungen
erbracht. Mit Schreiben vom 28. Oktober 2013 entgegnete der KlÃ¤ger daraufhin,
mit der AnhÃ¶rung sei ihm erstmals ein Alkoholmissbrauch vorgeworfen worden.
Die AnhÃ¶rung lasse eindeutig auf eine Verleumdung des BFW C. gegen ihn
schlieÃ�en, was er selbstverstÃ¤ndlich zur Anzeige bringen werde.

Mit Bescheid vom 5. November 2013 brach die Beklagte sodann die Weiterbildung
zum Holztechniker zum 7. November 2013 ab und hob den Bewilligungsbescheid
vom 13. September 2012 sowie den Ã�bergangsgeldbescheid vom 20. September
2012 jeweils mit Wirkung zum 8. November 2013 nach Â§ 48 Sozialgesetzbuch â��
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Zehntes Buch (SGB X) auf. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte die Beklagte aus, eine
Ã�nderung in den VerhÃ¤ltnissen sei eingetreten, weil sie vom BFW die Auswertung
eines erneut durchgefÃ¼hrten Alkoholtestes erhalten habe, dessen Ergebnisse auf
einen anhaltenden Alkoholabusus hindeuteten. Wie dem KlÃ¤ger in den
GesprÃ¤chen anlÃ¤sslich der KostentrÃ¤gersprechtage mitgeteilt worden sei,
kÃ¶nne dies nicht geduldet werden, zumal seine Leistungen sehr schwach seien
und er in den schriftlichen PrÃ¼fungen nur mangelhafte Leistungen erbracht habe.
Da er damit wiederholt seinen Mitwirkungspflichten und ihren Aufforderungen, den
Alkoholmissbrauch zu unterlassen, nicht nachgekommen sei, halte die Beklagte die
WeiterfÃ¼hrung der Weiterbildung zum Holztechniker nicht fÃ¼r
erfolgversprechend.

Hiergegen legte der KlÃ¤ger am 28. November 2013 Widerspruch ein und trug vor,
er rÃ¤ume zwar ein, ein bis zwei Liter Bier pro Tag konsumiert zu haben, dies
jedoch nur abends wÃ¤hrend der Freizeit. Der Unterricht sei hierdurch nicht
beeintrÃ¤chtigt worden. Die durchgefÃ¼hrten CDT-Tests vom 16. Juli 2013 und 26.
September 2013 wiesen nur auf einen mÃ¶glichen Alkoholkonsum hin. Der
frÃ¼here Test vom 6. Juni 2013 habe sogar einen CDT-Wert ergeben, der
Alkoholkonsum als wenig wahrscheinlich erscheinen lasse. Die mangelhaften
schriftlichen Leistungen im zweiten Halbjahr seien nicht auf den Alkoholkonsum,
sondern darauf zurÃ¼ckzufÃ¼hren, dass er einen Leistenbruch erlitten habe und
nach erfolgter Operation in der Zeit vom 29. Januar bis 22. Februar 2012 nicht am
Unterricht habe teilnehmen kÃ¶nnen. Er habe den Unterrichtsstoff nachgearbeitet
und auch das zweite Halbjahr erfolgreich abschlieÃ�en kÃ¶nnen. Auch sein
Sozialberater, Herr F., habe im GesprÃ¤ch vom 26. September 2013 angegeben,
dass der Erfolg der Weiterbildung nicht gefÃ¤hrdet sei. Auch im Schreiben der
Sozialberaterin G. vom 26. Februar 2013 werde bestÃ¤tigt, dass er den
versÃ¤umten Unterrichtsstoff nachgearbeitet und sich im Unterricht als engagierter
SchÃ¼ler prÃ¤sentiert habe, dessen Ausbildung auch nach Ansicht der
Sozialberaterin auf jeden Fall fortgesetzt werden solle. Es seien zudem Fehlzeiten
als unentschuldigt aufgefÃ¼hrt worden, obwohl hierfÃ¼r ein wichtiger Grund
vorgelegen habe. Sein in den Vermerken vom 13. Juni 2013 und 18. Juli 2013
aufgefÃ¼hrtes Fehlverhalten habe er eingesehen und er werde seinen Bierkonsum
kÃ¼nftig einschrÃ¤nken.

Mit Widerspruchsbescheid vom 16. Juli 2014 wies die Beklagte den Widerspruch mit
der BegrÃ¼ndung zurÃ¼ck, nach den AuslegungsgrundsÃ¤tzen der
RentenversicherungstrÃ¤ger zu den persÃ¶nlichen und versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen der Rehabilitationsleistungen und zur Mitwirkung der Versicherten
kÃ¶nnten Leistungen zur Rehabilitation vorzeitig beendet werden, wenn erkennbar
sei, dass der Versicherte zu der erforderlichen Mitwirkung im Rahmen der
Leistungen einschlieÃ�lich der Integration in die Gemeinschaft nicht bereit sei und
wenn der Versicherte durch ordnungswidriges Verhalten die DurchfÃ¼hrung oder
den Erfolg der Rehabilitation behindere oder beeintrÃ¤chtige. Der KlÃ¤ger sei in der
Vergangenheit mehrfach darauf hingewiesen worden, dass ein regelmÃ¤Ã�iger
Alkoholkonsum vom KostentrÃ¤ger nicht geduldet werde. Parallel hÃ¤tten sich die
erbrachten schriftlichen Leistungen derart verschlechtert, dass mit einem
erfolgreichen Abschluss der begonnenen Weiterbildung nicht mehr zu rechnen
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gewesen sei. In Betrachtung des bisherigen Verlaufs der rehabilitativen Leistungen
und der deutlich verspÃ¤teten BegrÃ¼ndung des Widerspruchs erscheine ein
ernstzunehmendes Interesse an der WeiterfÃ¼hrung der Ausbildung zumindest
zweifelhaft. Nach Erlass des Bescheides vom 13. September 2012 sei eine
wesentliche Ã�nderung in den tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen eingetreten, als durch
die NichterfÃ¼llung der Vorgaben der KlÃ¤ger den Weisungen der Beklagten sowie
der Rehabilitationseinrichtung nicht gefolgt sei und seine Mitwirkungspflichten
dadurch verletzt habe. Durch dieses Verhalten habe er die DurchfÃ¼hrung der
Rehabilitation beeintrÃ¤chtigt. Falle die Hauptleistung, hier die Weiterbildung,
infolge Abbruchs weg, habe der KlÃ¤ger auch keinen Anspruch auf die ergÃ¤nzende
Leistung zur Rehabilitation in Form des Ã�bergangsgeldes. Wegen wesentlicher
Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse sei deshalb auch der Ã�bergangsgeldbescheid vom
20. September 2012 aufzuheben gewesen.

Gegen den Widerspruchsbescheid hat der KlÃ¤ger am 30. Juli 2014 Klage vor dem
Sozialgericht Darmstadt erhoben und die Feststellung der Rechtswidrigkeit des
Abbruchs der WeiterbildungsmaÃ�nahme zum 7. November 2013 begehrt. Das
Fortsetzungsfeststellungsinteresse ergebe sich aus einem mÃ¶glichen
Amtshaftungsanspruch sowie im Hinblick auf einen neu zu stellenden
Leistungsantrag bei der Beklagten. Er habe finanzielle Nachteile erlitten, nicht nur
dadurch, dass ihm Ã�bergangsgeld entgangen, sondern auch, weil er in seinem
beruflichen Fortkommen behindert worden sei. Statt einer Wiedereingliederung in
das Erwerbsleben habe er Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem Sozialgesetzbuch â�� Zweites Buch (SGB II) beziehen mÃ¼ssen. Ferner ergebe
sich ein Fortsetzungsfeststellungsinteresse auch daraus, dass er beabsichtige, einen
neuen Leistungsantrag zu stellen, um die MaÃ�nahme fortzusetzen. Bei Feststellung
der Rechtswidrigkeit des Abbruchs sei auch ein Anspruch auf FortfÃ¼hrung der
MaÃ�nahme unter BerÃ¼cksichtigung einer Ermessensreduzierung auf Null auch
ohne Vorlage neuer Befundunterlagen und Laborwerte zu bejahen. Es seien zu
Unrecht Fehlzeiten als unentschuldigt gewertet worden, auch sei die Entnahme von
Blutproben ohne seine Einwilligung erfolgt. Diesen habe er lediglich im Rahmen der
Arbeitserprobung zugestimmt. Der Abbruch der Weiterbildung beruhe auf
sachfremden ErwÃ¤gungen, nÃ¤mlich der Konfliktsituation zwischen ihm und
Mitarbeitern des BFW. Er habe sich als engagierter SchÃ¼ler gezeigt, der den
wegen der ArbeitsunfÃ¤higkeit nach einer Leistenbruchoperation versÃ¤umten
Unterrichtsstoff im Eigenstudium selbstÃ¤ndig nachgearbeitet habe. Auch habe er
die teilweise mangelhaften Leistungen in den schriftlichen PrÃ¼fungen durch seine
mÃ¼ndlichen Leistungen auf ein befriedigendes bzw. ausreichendes Niveau
verbessern kÃ¶nnen. Er sei jederzeit willens und bereit gewesen, die Weiterbildung
zu einem erfolgreichen Abschluss zu bringen.

Mit Gerichtsbescheid vom 17. Juni 2016 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen
und zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, die Klage sei unzulÃ¤ssig. FÃ¼r den
Anfechtungsantrag fehle das allgemeine RechtsschutzbedÃ¼rfnis, da der
angefochtene Verwaltungsakt erledigt sei. Die gestalterische Wirkung des
Abbruches der MaÃ�nahme sei bereits eingetreten. Die WeiterbildungsmaÃ�nahme,
deren Bewilligung durch den angefochtenen Verwaltungsakt aufgehoben wurde, sei
zwischenzeitlich beendet. Auch wenn der angefochtene Verwaltungsakt aufgehoben
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werden wÃ¼rde, kÃ¶nne der KlÃ¤ger an dieser MaÃ�nahme nicht mehr teilnehmen.
Auch der Fortsetzungsfeststellungsantrag sei unzulÃ¤ssig, denn es fehle ein
berechtigtes Interesse an der begehrten Feststellung. Die
Fortsetzungsfeststellungsklage bei erledigtem Anfechtungsbegehren richte sich der
Sache nach auf die Feststellung, dass der KlÃ¤ger im Zeitpunkt der Erledigung
einen Anspruch auf Aufhebung des angefochtenen Verwaltungsakts gehabt habe.
An dieser Feststellung mÃ¼sse gemÃ¤Ã� Â§ 131 Abs. 1 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) ein berechtigtes Interesse bestehen. Als berechtigtes Interesse kÃ¤men
insbesondere ein Rehabilitationsinteresse (bei entsprechendem Grundrechtsbezug),
die Absicht, eine zivilgerichtliche Schadensersatz- oder EntschÃ¤digungsklage
anzustrengen, und eine konkrete Wiederholungsgefahr in Betracht. Die Absicht,
einen etwaigen Schadensersatz- oder EntschÃ¤digungsanspruch in einem
nachfolgenden Zivilprozess geltend machen zu wollen, begrÃ¼nde ein berechtigtes
Interesse im Sinne des Â§ 131 Abs. 1 Satz 3 SGG aber nur dann, wenn die
Erledigung nach Klageerhebung eingetreten sei. Habe sich das Begehren schon
vorher erledigt, mÃ¼sse die Amtshaftungsklage sogleich beim zustÃ¤ndigen
Zivilgericht erhoben werden. Dieses habe die Rechtswidrigkeit der
Verwaltungsentscheidung bzw. das Bestehen eines Anspruchs des KlÃ¤gers auf
Aufhebung des Verwaltungsaktes als Vorfrage zu prÃ¼fen; einen Rechtsanspruch
auf die Entscheidung von Vorfragen durch das sachnÃ¤here Gericht gebe es nicht.
Eine konkrete Wiederholungsgefahr liege vor, wenn die Gefahr bestehe, dass die
BehÃ¶rde bei im Wesentlichen unverÃ¤nderten tatsÃ¤chlichen und rechtlichen
UmstÃ¤nden einen gleichartigen Verwaltungsakt erlassen wird. Die Gefahr mÃ¼sse
hinreichend konkret sein; sie bestehe, wenn mit einiger Wahrscheinlichkeit eine
derartige Situation eintreten werde. "Einige Wahrscheinlichkeit" erfordere nicht,
dass mehr dafÃ¼r als dagegen spreche. Dass eine solche Situation nicht
auszuschlieÃ�en sei, reiche aber nicht aus. Davon ausgehend liege ein berechtigtes
Interesse im Sinne des Â§ 131 Abs. 1 Satz 3 SGG hier nicht vor. Die Absicht, einen
pauschal behaupteten Schaden infolge der Aufhebung der Bewilligung in einem
nachfolgenden Amtshaftungsprozess geltend machen zu wollen, begrÃ¼nde kein
berechtigtes Interesse, weil die Erledigung hier schon vor Erhebung der Klage
eingetreten sei. Auch eine konkrete Wiederholungsgefahr bestehe nicht. Es besteht
keine hinreichend konkrete Gefahr, dass eine gleichartige Situation, in der die
Beklagte die Bewilligung einer WeiterbildungsmaÃ�nahme erneut aufheben
wÃ¼rde, nochmals eintrete. Dies gelte unabhÃ¤ngig davon, ob man den sachlichen
Grund fÃ¼r die Beendigung der MaÃ�nahme â�� mit dem KlÃ¤ger â�� in einem
Konflikt mit Mitarbeitern des BFW sehe oder â�� mit der Beklagten â�� in
Alkoholmissbrauch und schlechten Leistungen. In beiden FÃ¤llen handele es sich
um Sachverhalte, die sich in konkreten Lebenssituationen auf spezifische Weise
entwickelt hÃ¤tten. Er kÃ¶nne ein berechtigtes Interesse auch nicht auf die
Ã�berlegung stÃ¼tzen, dass sich bei Feststellung der Rechtswidrigkeit des
Abbruches der bereits bewilligten Weiterbildung ein Anspruch auf Bewilligung einer
neuen MaÃ�nahme ergÃ¤be. Dies treffe nicht zu. Ã�ber einen neuen Antrag sei
nach den im Zeitpunkt der Entscheidung Ã¼ber diesen Antrag bestehenden
VerhÃ¤ltnissen zu entscheiden. Auch bei Feststellung der Rechtswidrigkeit des
Abbruches der ersten Weiterbildung wÃ¤re die Beklagte nicht berechtigt, eine
zweite Weiterbildung zu bewilligen, wenn im Zeitpunkt der Bewilligung die
gesetzlichen Voraussetzungen nicht (mehr) vorlÃ¤gen.
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Gegen den seinen ProzessbevollmÃ¤chtigten am 6. Juli 2016 zugestellten
Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am 18. Juli 2016 Berufung bei dem Hessischen
Landessozialgericht erhoben.

Nach Auskunft des BFW C. vom 18. MÃ¤rz 2019 musste die
TechnikerfortbildungsmaÃ�nahme innerhalb von vier Jahren abgeschlossen werden.
Nachdem der KlÃ¤ger die Fortbildung am 13. September 2012 gestartet hatte,
hÃ¤tte er die Fortbildung bis spÃ¤testens zum 29. Juli 2016 abschlieÃ�en mÃ¼ssen.
Nachdem er die Fortbildung im 2. Schuljahr abgebrochen habe, hÃ¤tte er noch ein
ganzes Jahr an der Fortbildung teilnehmen mÃ¼ssen. Die zeitlich letzte
MÃ¶glichkeit zum Wiedereinstieg am BFW C. wÃ¤re damit der 15. September 2015
gewesen.

Der KlÃ¤ger ist im Wesentlichen der Auffassung, der Abbruch der MaÃ�nahme zur
Weiterbildung zum Holztechniker sei rechtswidrig gewesen. Der Erfolg der
WeiterbildungsmaÃ�nahme sei weder durch einen angeblichen Alkoholmissbrauch
noch durch mangelhafte Leistungen gefÃ¤hrdet gewesen. Der ermittelte CDT-Wert
sei kein Nachweis eines Alkoholmissbrauchs. Der Abbruch sei daher
unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig gewesen und habe allein auf einem Konflikt zwischen dem
KlÃ¤ger und Mitarbeitern des BerufsfÃ¶rderungswerks beruht. Auch sei Â§ 66 Abs. 3
Sozialgesetzbuch â�� Erstes Buch (SGB I) nicht gewahrt worden, wonach
Sozialleistungen wegen fehlender Mitwirkung nur versagt oder entzogen werden
dÃ¼rften, nachdem der Leistungsberechtigte auf diese Folge schriftlich
hingewiesen worden ist und seiner Mitwirkungspflicht nicht innerhalb einer ihm
gesetzten angemessenen Frist nachgekommen ist. Die
Fortsetzungsfeststellungsklage sei zulÃ¤ssig. Die WeiterbildungsmaÃ�nahme zum
Holztechniker sei fÃ¼r den Zeitraum vom 13. September 2012 bis zum 31. Juli 2014
bewilligt worden, die Klage sei am 29. Juli 2014, d.h. vor Ablauf dieses Zeitraums,
erhoben worden. Eine Anfechtung sei zu diesem Zeitpunkt noch zulÃ¤ssig gewesen.
Das Fortsetzungsfeststellungsinteresse ergebe sich aus einem
Rehabilitationsinteresse sowie der Absicht, eine Amtshaftungsklage anzustrengen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Darmstadt vom 17. Juni 2016 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 5. November 2013 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 16. Juli 2014 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm Ã¼ber den 7. November 2013 hinaus bis zum geplanten Abschluss
der MaÃ�nahme am 31. Juli 2014 Ã�bergangsgeld zu zahlen und festzustellen, dass
der Abbruch der WeiterbildungsmaÃ�nahme zum Holztechniker zum 7. November
2013 rechtswidrig gewesen ist.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte bezieht sich auf die BegrÃ¼ndung der ihrer Ansicht nach zutreffenden
erstinstanzlichen Entscheidung und trÃ¤gt ergÃ¤nzend vor, der Abbruch der
Weiterbildung sei rechtmÃ¤Ã�ig gewesen. Ein etwaiger Neuantrag werde nach den
dann vorliegenden Gegebenheiten geprÃ¼ft, wobei die Prognose und darauf
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aufbauend die Entscheidung Ã¼ber den Neuantrag dann unter anderem anhand
neuer Befundunterlagen und Laborwerte erfolgen werde.

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten sowie zur ErgÃ¤nzung des Sach-
und Streitstandes im Ã�brigen wird auf die gewechselten SchriftsÃ¤tze sowie auf
den Inhalt der den KlÃ¤ger betreffenden Akte zu Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben der Beklagten Bezug genommen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie ist insbesondere form- und fristgerecht eingelegt
sowie statthaft (Â§ 151 Abs. 1 und Â§Â§ 143, 144 SGG).

Die Berufung ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Darmstadt vom 17. Juni 2016 ist im Ergebnis nicht zu beanstanden.

Der KlÃ¤ger begehrt im Wege einer Fortsetzungsfeststellungsklage nach Â§ 131
Abs. 1 Satz 3 SGG die Feststellung, dass der Abbruch der
WeiterbildungsmaÃ�nahme zum Holztechniker zum 7. November 2013 mit Bescheid
vom 5. November 2013 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16. Juli 2014
rechtswidrig gewesen ist. Der KlÃ¤ger wendet sich daneben im Wege der
kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 und Abs. 4 i.V.m. Â§
56 SGG) gegen die im Bescheid zugleich ausgesprochene Aufhebung der
Bewilligung von Ã�bergangsgeld ab dem 8. November 2013 und begehrt die
Fortzahlung von Ã�bergangsgeld bis zum geplanten Abschluss der MaÃ�nahme am
31. Juli 2014.

Die Fortsetzungsfeststellungsklage des KlÃ¤gers ist zunÃ¤chst zulÃ¤ssig. GemÃ¤Ã� 
Â§ 131 Abs. 1 Satz 3 SGG spricht das Gericht â�� wenn sich der Verwaltungsakt
durch ZurÃ¼cknahme oder anders erledigt hat â�� auf Antrag durch Urteil aus,
dass der Verwaltungsakt rechtswidrig ist, wenn der KlÃ¤ger ein berechtigtes
Interesse an dieser Feststellung hat.

Der Bescheid vom 5. November 2013 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
16. Juli 2014 hat sich ab dem 15. September 2015 â�� nach Klageerhebung aber
noch wÃ¤hrend des erstinstanzlichen Klageverfahrens â�� auf sonstige Weise
erledigt im Sinne des Â§ 39 Abs. 2 SGG. Von dieser Erledigungsart ist auszugehen,
wenn der Verwaltungsakt seine regelnde Wirkung verliert oder die AusfÃ¼hrung
seines HauptverfÃ¼gungssatzes rechtlich oder tatsÃ¤chlich unmÃ¶glich geworden
ist (BSG, Urteil vom 11. Februar 2015, B 6 KA 7/14 R m.w.N.; KassKomm/Steinwedel,
102. EL Dezember 2018, Â§ 39 SGB X Rn. 24; vgl. zur Erledigung von Bescheiden
allgemein z.B. Roos in: von Wulffen/SchÃ¼tze, SGB X, 8. Aufl. 2014, Â§ 39 Rn. 14).
Eine solche Erledigung liegt vor, wenn durch eine Ã�nderung der Sach- oder
Rechtslage das Regelungsobjekt des Verwaltungsaktes entfÃ¤llt. Dazu zÃ¤hlen
insbesondere Sachverhalte, bei denen fÃ¼r die getroffene Regelung nach der
eingetretenen Ã�nderung kein Anwendungsbereich mehr verbleibt bzw. bei denen
der geregelte Tatbestand selbst entfÃ¤llt. FÃ¼r die Gegenstandslosigkeit des
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Verwaltungsaktes bei nachtrÃ¤glicher Ã�nderung der Sach- oder Rechtslage ist
damit maÃ�geblich, ob er auch fÃ¼r den Fall geÃ¤nderter UmstÃ¤nde noch Geltung
beansprucht oder nicht. Waren Bestand oder Rechtswirkungen des
Verwaltungsaktes fÃ¼r den Adressaten erkennbar an den Fortbestand einer
bestimmten Situation gebunden, wird er gegenstandslos, wenn diese Situation nicht
mehr besteht (BSG, Urteil vom 11. Juli 2000, B 1 KR 14/99 R).

Mit Bescheid vom 13. September 2012 bewilligte die Beklagte die
WeiterbildungsmaÃ�nahme zum Holztechniker zeitlich befristet bis zu dem Tag der
Bekanntgabe der PrÃ¼fungsergebnisse. Nach Auskunft des BFW C. wÃ¤re ein
Wiedereinstieg des KlÃ¤gers mit letztmÃ¶glichem Abschluss der
FortbildungsmaÃ�nahme zum 29. Juli 2016 mÃ¶glich gewesen. Der
Bewilligungsbescheid wÃ¤re spÃ¤testens ab diesem Zeitpunkt durch Zeitablauf
erledigt.

Doch bereits zuvor erledigte sich der Bewilligungsbescheid in der Sache durch
mittlerweile eingetretene UnmÃ¶glichkeit der Zweckerreichung ab dem 15.
September 2015 auf sonstige Weise. Sinn und Zweck der Leistung zur Teilhabe am
Arbeitsleben war die Erlangung der beruflichen Qualifikation als Holztechniker. Nach
Auskunft des BFW C. wÃ¤re ein Wiedereinstieg mit der MÃ¶glichkeit des
erfolgreichen Abschlusses der Fortbildung nur bis spÃ¤testens zum 15. September
2015 mÃ¶glich gewesen. Nach dem Ergebnis der Sachverhaltsermittlung ist dieser
Termin und nicht das voraussichtliche Ende des zunÃ¤chst vom KlÃ¤ger besuchten
Kurses zum 30. Juli 2014 maÃ�geblich fÃ¼r die Frage, wie lange eine
Inanspruchnahme der bewilligten Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben noch
mÃ¶glich gewesen wÃ¤re. Bei einem Einstieg nach dem 15. September 2015 hÃ¤tte
der KlÃ¤ger das Ziel der Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben, die Erringung der
Qualifikation zum Holztechniker, nicht mehr zu erreichen vermocht.

Der KlÃ¤ger kann sich nach Erledigung des angegriffenen Bescheides auch auf ein
berechtigtes Feststellungsinteresse berufen. Ein fÃ¼r die Feststellung
vorausgesetztes schutzwÃ¼rdiges Interesse kann rechtlicher, wirtschaftlicher oder
auch ideeller Art sein. Ein Feststellungsinteresse kommt damit in Betracht bei
â�� Wiederholungsgefahr,
â�� Rehabilitationsinteresse,
â�� PrÃ¤judiziabilitÃ¤t fÃ¼r andere RechtsverhÃ¤ltnisse, d.h., wenn die
Entscheidung in einem anderen streitigen RechtsverhÃ¤ltnis bedeutsam sein kann,
sowie
â�� einem tiefgreifenden Eingriff in ein Grundrecht (vgl. insgesamt Keller, in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12. Aufl. 2017, Â§ 131 Rn. 10 ff.).

Es kann dahingestellt bleiben, ob der KlÃ¤ger sich auf eine hinreichend konkrete
Wiederholungsgefahr, ein Rehabilitationsinteresse oder einen tiefgreifenden
Grundrechtseingriff zur BegrÃ¼ndung eines Fortsetzungsfeststellungsinteresse
berufen kann, denn er hat hinreichend substantiiert ein berechtigtes Interesse
wegen prÃ¤judizieller Wirkung im Hinblick auf einen mÃ¶glichen
Amtshaftungsprozess dargelegt. GrundsÃ¤tzlich kann davon ausgegangen werden,
dass die Feststellungsklage gegenÃ¼ber einem Amtshaftungsprozess vor einem
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ordentlichen Gericht subsidiÃ¤r ist, sofern sich das primÃ¤re Rechtsschutzbegehren
vor dem Beschreiten des Sozialrechtswegs erledigt hat (vgl. Hessisches LSG, Urteil
vom 3. Dezember 2018, L 5 EG 18/16; LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 12.
Februar 2008, L 12 AL 57/05; Keller, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt,
SGG, Kommentar, 12. Auflage 2017, Â§ 55 Rn. 15b m.w.N.). Insoweit gibt es keinen
Anspruch auf den "sachnÃ¤heren Richter" (vgl. Bayerischer VGH, Beschluss vom 27.
November 1995, 20 B 93.866). DemgegenÃ¼ber liegt es nahe, sofern sich das
primÃ¤re Rechtsschutzbegehren erst wÃ¤hrend des gerichtlichen Verfahrens
erledigt hat und der Rechtsstreit im Hinblick auf AmtshaftungsansprÃ¼che
fortgefÃ¼hrt wird, die SubsidiaritÃ¤t der Feststellungsklage gegenÃ¼ber der
Schadensersatzklage zu verneinen und die Feststellungsklage als zulÃ¤ssig
anzusehen, um aus prozessÃ¶konomischen GrÃ¼nden den KlÃ¤ger nicht um die
FrÃ¼chte des bisherigen Prozesses zu bringen (vgl. BVerwG, Urteil vom 27. MÃ¤rz
1998, 4 C 14/96). So liegt der Fall hier. Zum Zeitpunkt der Erledigung zum 15.
September 2015 hatte das sozialgerichtliche Klageverfahren, dessen Gegenstand
die RechtmÃ¤Ã�igkeit des Abbruchs der WeiterbildungsmaÃ�nahme des KlÃ¤gers
zum Holztechniker im BFW C. gewesen war, bereits begonnen. Die tatsÃ¤chliche
UnmÃ¶glichkeit eines erfolgreichen Abschlusses der konkret bewilligten
MaÃ�nahme fÃ¼r den KlÃ¤ger ist erst Ã¼ber ein Jahr nach dem 30. Juli 2014, dem
Eingang der Klage beim Sozialgericht, eingetreten. Dementsprechend wÃ¼rde der
KlÃ¤ger "um die FrÃ¼chte des bisherigen Prozesses" gebracht werden, sofern er
darauf verwiesen wÃ¼rde, ohne inhaltliche Befassung durch die Sozialgerichte
unmittelbar Amtshaftungsklage zu erheben. Da der KlÃ¤ger damit
prozessÃ¶konomischen GrÃ¼nde und ein schutzwÃ¼rdiges Interesse an einem
sozialgerichtlichen Klageverfahren anfÃ¼hren kann, ist er im Hinblick auf die
Geltendmachung eines Schadensersatzes aus Amtshaftung nicht auf eine
unmittelbare Klage vor dem zustÃ¤ndigen Landgericht zu verweisen. Ein
berechtigtes Feststellungsinteresse wegen prÃ¤judizieller Wirkung liegt entgegen
der Ansicht des Sozialgerichts vor.

Die Fortsetzungsfeststellungsklage ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Denn der Abbruch der
MaÃ�nahme zur Weiterbildung zum Techniker â�� Holztechnik â�� zum 7.
November 2013 mit Bescheid vom 5. November 2013 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 16. Juli 2014 ist rechtmÃ¤Ã�ig und beschwert den
KlÃ¤ger nicht im Sinne des Â§ 54 Abs. 2 SGG.

ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r die Aufhebung der Bewilligung der Leistung zur
Teilhabe am Arbeitsleben mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft ist Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB
X. Â§ 66 SGB I ist entgegen der Ansicht des KlÃ¤gers nicht einschlÃ¤gig. Der
Aufhebungsbescheid ist formell rechtmÃ¤Ã�ig ergangen, insbesondere erfolgte mit
Schreiben vom 18. Oktober 2013 eine nach Â§ 24 Abs. 1 SGB X erforderliche
AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers. Der Aufhebungsbescheid ist daneben auch materiell
rechtmÃ¤Ã�ig.

Soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass eines
Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche
Ã�nderung eintritt, ist der Verwaltungsakt gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X mit
Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben.
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Diese Voraussetzungen sind vorliegend mit Wirkung zum 7. November 2013
erfÃ¼llt. Bei dem Bescheid der Beklagten vom 13. September 2012, mit welchem
dem KlÃ¤ger Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben in Form der Weiterbildung
zum Holztechniker gewÃ¤hrt worden waren, handelt es sich unzweifelhaft um einen
Verwaltungsakt mit Dauerwirkung. Weiterhin ist auch in den tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Erlass vorgelegen hatten, eine wesentliche
Ã�nderung eingetreten. Sofern der ursprÃ¼ngliche Verwaltungsakt rechtmÃ¤Ã�ig
war, ist eine Ã�nderung im Sinne des Â§ 48 SGB X regelmÃ¤Ã�ig dann "wesentlich",
wenn durch sie dem ursprÃ¼nglich erlassenen Verwaltungsakt nachtrÃ¤glich die
Rechtsgrundlage entzogen wird. Entscheidend ist in diesem Fall, ob die BehÃ¶rde
den Verwaltungsakt auch unter den geÃ¤nderten VerhÃ¤ltnissen noch mit
unverÃ¤ndertem Inhalt erlassen dÃ¼rfte oder nicht. Ist das nicht der Fall, so ist die
Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse "wesentlich" im Sinne des Â§ 48 Abs. 1 SGB X.
Dementsprechend heiÃ�t es bereits in der GesetzesbegrÃ¼ndung zu dieser Norm,
ob eine Ã�nderung wesentlich sei, bestimme sich nach dem materiellen Recht
(BT-Drucks. 8/2034, S. 35 zu Â§ 46).

Da der Teilhabeantrag des KlÃ¤gers bereits in 2012 gestellt worden ist, sind fÃ¼r
die Leistungen zur Teilhabe bis zum Ende der Leistungen die Vorschriften weiter
anzuwenden, die zu diesem Zeitpunkt galten (Â§ 301 Abs. 1 Satz 1 SGB VI).

FÃ¼r die Rentenversicherung bestimmt Â§ 9 Abs. 1 Satz 1 SGB VI in der bis zum 13.
Dezember 2016 geltenden Fassung der Bekanntmachung der Neufassung des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch vom 19. Februar 2002 (BGBI. I, S. 754 (a.F.)),
dass sie Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben sowie ergÃ¤nzende Leistungen erbringt, um
1. die Auswirkungen einer Krankheit oder kÃ¶rperlich, geistigen oder seelischen
Behinderung auf die ErwerbsfÃ¤higkeit der Versicherten entgegenzuwirken oder sie
zu Ã¼berwinden und
2. dadurch BeeintrÃ¤chtigungen der ErwerbsfÃ¤higkeit der Versicherten oder ihr
vorzeitiges Ausscheiden aus dem Erwerbsleben zu verhindern oder sie mÃ¶glichst
dauerhaft in das Erwerbsleben wiedereinzugliedern.

Die Leistungen kÃ¶nnen nach Â§ 9 Abs. 2 SGB VI a.F. erbracht werden, wenn die
persÃ¶nlichen und versicherungsrechtlichen Voraussetzungen dafÃ¼r erfÃ¼llt sind.
GemÃ¤Ã� Â§ 10 Abs. 1 SGB VI a.F. haben Versicherte die persÃ¶nlichen
Voraussetzungen erfÃ¼llt,
1. deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder kÃ¶rperlicher, geistiger oder
seelischer Behinderung erheblich gefÃ¤hrdet oder gemindert ist und
2. bei denen voraussichtlich
a) bei erheblicher GefÃ¤hrdung der ErwerbsfÃ¤higkeit eine Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit durch Leistungen zur medizinischen Rehabilitation oder zur
Teilhabe am Arbeitsleben abgewendet werden kann,
b) bei geminderter ErwerbsfÃ¤higkeit diese durch Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation oder zur Teilhabe am Arbeitsleben wesentlich gebessert oder
wiederhergestellt oder hierdurch deren wesentliche Verschlechterung abgewendet
werden kann,
c) bei teilweiser Erwerbsminderung ohne Aussicht auf eine wesentliche Besserung
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der ErwerbsfÃ¤higkeit der Arbeitsplatz durch Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben erhalten werden kann.

Nach Â§ 16 SGB VI a.F. in der bis 31. Dezember 2017 geltenden Fassung vom 19.
Februar 2002 erbringen die TrÃ¤ger der Rentenversicherung die Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben nach den Â§Â§ 33 bis 38 des Sozialgesetzbuch â��
Neuntes Buch (SGB IX). Danach werden zur Teilhabe am Arbeitsleben die
erforderlichen Leistungen erbracht, um die ErwerbsfÃ¤higkeit Behinderter oder von
Behinderung bedrohter Menschen entsprechend ihrer LeistungsfÃ¤higkeit zu
erhalten, zu verbessern, herzustellen oder wieder herzustellen und ihre Teilhabe am
Arbeitsleben mÃ¶glichst auf Dauer zu sichern (Â§ 33 Abs. 1 SGB IX a.F.). Bei der
Auswahl der Leistungen werden Eignung, Neigung, bisherige TÃ¤tigkeit sowie Lage
und Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt angemessen berÃ¼cksichtigt (Â§ 33 Abs. 4
Satz 1 SGB IX a.F.). Der RentenversicherungstrÃ¤ger bestimmt hierbei im Einzelfall,
soweit die persÃ¶nlichen und versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r
Leistungen zur Teilhabe gemÃ¤Ã� Â§Â§ 10, 11 SGB VI vorliegen und
AusschlussgrÃ¼nde gemÃ¤Ã� Â§ 12 SGB VI fehlen, unter Beachtung der
GrundsÃ¤tze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit Art, Dauer, Umfang, Beginn
und DurchfÃ¼hrung dieser Leistungen sowie die Rehabilitationseinrichtung nach
pflichtgemÃ¤Ã�em Ermessen (Â§ 13 Abs.1 Satz 1 SGB VI).

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llte zum Zeitpunkt der Bewilligung der
WeiterbildungsmaÃ�nahme die hierzu erforderlichen Voraussetzungen. Aus
damaliger Sicht konnte die infolge gesundheitlicher UmstÃ¤nde, konkret der
Minderbelastbarkeit der LendenwirbelsÃ¤ule nach Bandscheibenoperation im Juni
2011, gefÃ¤hrdete ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers erhalten bzw. wesentlich
gebessert werden. Die von der Beklagten deshalb mit Bescheid vom 13. September
2012 bewilligte Weiterbildung zum Techniker â�� Holztechnik entsprach dem
ausdrÃ¼cklichen Wunsch des KlÃ¤gers und war auch durchaus geeignet, das
Rehabilitationsziel zu erreichen. Die durchgefÃ¼hrte MaÃ�nahme zur AbklÃ¤rung
der beruflichen Eignung und Arbeitserprobung im BFW C. hat ergeben, dass alle
Voraussetzungen zur Weiterbildung zum Holztechniker gegeben waren. Die
Beklagte hat sich hierbei auf den Ergebnisbericht des Diplom-Psychologen D. vom
23. MÃ¤rz 2012 sowie die arbeitsmedizinische Stellungnahme der Ã�rztin E. des
medizinischen Dienstes des BFW C. vom 14. MÃ¤rz 2012 gestÃ¼tzt. Danach ist der
KlÃ¤ger fÃ¼r die WeiterbildungsmaÃ�nahme zum Techniker â�� Holztechnik als
geeignet erachtet worden, wobei bereits darauf hingewiesen worden ist, dass
wÃ¤hrend der beruflichen MaÃ�nahmen das Thema Alkohol durchgehend im Auge
behalten werden sollte und gelegentliche Laborkontrollen angezeigt seien.

Die Beklagte ist weiterhin zutreffend davon ausgegangen, dass zum Zeitpunkt der
Aufhebung der Bewilligung der WeiterbildungsmaÃ�nahme die Voraussetzungen
fÃ¼r die gewÃ¤hrte MaÃ�nahme zur Teilhabe am Arbeitsleben nicht mehr
vorgelegen haben. Die EinschÃ¤tzung der Beklagten, der KlÃ¤ger kÃ¶nne das
beabsichtigte Rehabilitationsziel nicht mehr erreichen, ist nicht zu beanstanden.
Das Rehabilitationsziel, also das Erhalten oder das Verbessern der
ErwerbsfÃ¤higkeit durch eine WeiterbildungsmaÃ�nahme, kann nur erreicht
werden, wenn ein Versicherter einerseits bereit, andererseits aber auch objektiv zur
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Teilnahme an der Weiterbildung in der Lage ist. Der Senat unterstellt hierbei, dass
die Weiterbildungsmotivation des KlÃ¤gers noch bestand, da er durch seinen
Widerspruch seine Absicht zur Fortsetzung und erfolgreichen Beendigung der
WeiterbildungsmaÃ�nahme glaubhaft dargelegt hat. MaÃ�gebend ist aber, dass
unter AbwÃ¤gung aller gegebenen Gesichtspunkte zum Zeitpunkt der Entscheidung
der Beklagten nicht zu erwarten war, dass der KlÃ¤ger in der Lage gewesen wÃ¤re,
die berufliche WeiterbildungsmaÃ�nahme tatsÃ¤chlich erfolgreich abzuschlieÃ�en.

So hat der KlÃ¤ger im Laufe der WeiterbildungsmaÃ�nahme zunehmend an einem
Alkoholabusus gelitten, der in seinen Auswirkungen die anfÃ¤nglich positive
Prognose fÃ¼r einen erfolgreichen Abschluss der Weiterbildung zum Techniker â��
Holztechnik letztlich widerlegte. Aufgrund der Vorgeschichte des KlÃ¤gers, der im
Jahr 2001 bereits einmal wegen eines alkoholbedingten Unfalls mit 1,59 Promille
seine Fahrerlaubnis verloren hatte und nach seinen Angaben Alkohol nach einer
zwischenzeitlichen Abstinenz wieder konsumierte, war bereits seit der AbklÃ¤rung
der beruflichen Eignung und Arbeitserprobung ein besonderes Augenmerk auf
alkoholbedingte BeeintrÃ¤chtigungen gelegt worden. DiesbezÃ¼glich wurde der
KlÃ¤ger mehrmals sowohl vom MaÃ�nahmetrÃ¤ger als auch von der Beklagten
fÃ¼r die Problematik sensibilisiert. So wurde das Thema Alkohol im BFW C. sowohl
vom Dipl.-Psych. D. als auch von der Ã�rztin E. des medizinischen Dienstes des BFW
thematisiert. Im Rahmen einer Reha-Beratung der Beklagten am 10. April 2012
erklÃ¤rte sich der KlÃ¤ger ausdrÃ¼cklich mit unangekÃ¼ndigten Alkoholtests
einverstanden. Trotz dieser ausdrÃ¼cklichen Hinweise kam es wiederholt zu
alkoholbedingten VorfÃ¤llen im BFW C., u.a. dokumentiert im Vermerk des
KostentrÃ¤gergesprÃ¤chs im Juli 2013 sowie durch eine schriftliche Mitteilung des
Wachdienstes des BFW C. vom 13. Juni 2013.

Dabei berÃ¼cksichtigt der Senat auch, dass eine merkliche Abstinenzmotivation
des KlÃ¤gers nicht zu erkennen war. Der KlÃ¤ger hat in den GesprÃ¤chen mit dem
Dipl.-Psych. D. zunÃ¤chst von einem gelegentlichen Alkoholkonsum gesprochen,
dann eine Menge von ein bis zwei Bier am Tag, bei besonderen AnlÃ¤ssen maximal
vier Bier, angegeben. Laut dem Dipl.-Psych. D. habe der KlÃ¤ger, angesprochen auf
seinen Alkoholkonsum, ausweichend und ungenau geantwortet. Erst nachdem er zu
einer Erprobung mit einer Alkoholfahne erschienen war, gab der KlÃ¤ger an, am
Vorabend fÃ¼nf Bier (Ã  0,5 l) getrunken zu haben. Ferner rÃ¤umte er ein, es
komme doch gelegentlich zu vermehrtem Alkoholgenuss. Gegen Ende des zweiten
Halbjahres der WeiterbildungsmaÃ�nahme berichtete der Sozialberater des
KlÃ¤gers, Herr F., anlÃ¤sslich des KostentrÃ¤gergesprÃ¤chs im Juli 2013, dass der
KlÃ¤ger in den vergangenen Wochen mehrfach nachts betrunken auf dem
GelÃ¤nde des BFW erschienen sei und Diskussionen mit dem Wachdienst begonnen
habe. Der KlÃ¤ger habe laut Vermerk sofort darauf hingewiesen, dass er in seiner
Freizeit machen kÃ¶nne, was er wolle. Laut Vermerk Ã¼ber das
KostentrÃ¤gergesprÃ¤ch im September 2013 hat der Sozialberater Herr F.
angegeben, der KlÃ¤ger bagatellisiere seine Alkoholproblematik. SchlieÃ�lich gab
der KlÃ¤ger in seiner Antwort auf die AnhÃ¶rung zum Abbruch der MaÃ�nahme mit
Schreiben vom 28. Oktober 2013 an, mit der AnhÃ¶rung sei ihm erstmals ein
Alkoholmissbrauch vorgeworfen worden. Die AnhÃ¶rung lasse eindeutig auf eine
Verleumdung des BFW C. gegen ihn schlieÃ�en, was er selbstverstÃ¤ndlich zur
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Anzeige bringen werde. Insgesamt hat der KlÃ¤ger im Laufe der MaÃ�nahme kein
Bewusstsein fÃ¼r eine andauernde Alkoholproblematik gezeigt, geschweige denn
sich einer Suchttherapie unterzogen.

Der mit Fortschreiten der WeiterbildungsmaÃ�nahme ansteigende Alkoholkonsum
wird auch durch die begleitenden labortechnischen Untersuchungen gestÃ¼tzt. So
ist anlÃ¤sslich der AbklÃ¤rung der beruflichen Eignung und Arbeitserprobung im
BFW C. laut arbeitsmedizinische Stellungnahme vom 14. MÃ¤rz 2012 zunÃ¤chst ein
CDT-Wert von 1,10 festgestellt worden, der noch keinen Hinweis auf einen
anhaltenden Alkoholabusus ergeben hat. Ein CDT-Wert von lediglich 1,00 wurde
anlÃ¤sslich von Untersuchungen am 21. September 2012 und noch am 27. Februar
2013 ermittelt. AnlÃ¤sslich einer Laboruntersuchung vom 7. Juni 2013 hat der
KlÃ¤ger wÃ¤hrend der laufenden WeiterbildungsmaÃ�nahme einen auf 1,20
gestiegenen CDT-Wert aufgewiesen, woraus sich jedoch labortechnisch weiterhin
keine Hinweise fÃ¼r einen anhaltenden Alkoholabusus ergaben. Laut Laborbericht
vom 17. Juli 2013 hat der KlÃ¤ger sodann einen CDT-Wert von 1,40 aufgewiesen,
der erstmals auch labortechnisch nachweisbar einen anhaltenden Alkoholabusus
hat vermuten lassen. Mit Laborbericht vom 27. September 2013, d.h. nach
eindringlicher Warnung vor weiterem Alkoholmissbrauch durch die Beklagte und
den MaÃ�nahmetrÃ¤ger, hat sich diese Vermutung weiter erhÃ¤rtet, da noch immer
ein CDT-Wert von 1,30 festgestellt wurde, der einen anhaltenden Alkoholabusus
vermuten lÃ¤sst. Nach vom KlÃ¤ger selbst vorgelegten medizinischen Unterlagen
zur Aussagekraft von CDT-Werten deutet jedenfalls ein Anstieg des bei
Einzelpersonen grundsÃ¤tzlich konstanten CDT-Wertes um bis zu 0,40 (im Fall des
KlÃ¤gers von 1,00 auf 1,40) auf einen vermehrten Alkoholkonsum hin. Der
wiederholt festgestellte Ã¼bermÃ¤Ã�ige Alkoholkonsum mit Hinweisen auf einen
andauernden Alkoholmissbrauch belegt, dass die zu Beginn der
WeiterbildungsmaÃ�nahme angenommenen stabilen gesundheitlichen
VerhÃ¤ltnisse des KlÃ¤gers nicht mehr vorlagen, so dass die Beklagte zu diesem
Zeitpunkt davon ausgehen durfte, dass ein erfolgreicher Abschluss der beruflichen
RehabilitationsmaÃ�nahme nicht mehr zu erreichen war.

Daneben hat der KlÃ¤ger auch bei den weiterbildungsbezogenen Leistungen derart
groÃ�e Defizite gezeigt, dass bei Hinzutreten der Alkoholproblematik nicht mehr
von einem erfolgreichen Abschluss der WeiterbildungsmaÃ�nahme ausgegangen
werden kann. So ist der KlÃ¤ger bereits zum Ende des zweiten Halbjahrs der
MaÃ�nahme stark versetzungsgefÃ¤hrdet gewesen. AnlÃ¤sslich eines
KostentrÃ¤gergesprÃ¤chs im Juli 2013 hat der Sozialberater F. mitgeteilt, dass die
erzielten Noten des KlÃ¤gers im zweiten Halbjahr sehr schlecht geworden seien.
Konkret habe er die schriftlichen PrÃ¼fungen Ã¼berwiegend mit der Note 5
abgeschlossen und seine Gesamtnoten nur durch mÃ¼ndliche Leistungen auf die
Noten 4 bzw. 3 verbessern kÃ¶nnen. Nachdem der KlÃ¤ger dies auf seine
vierwÃ¶chige ArbeitsunfÃ¤higkeit im Februar zurÃ¼ckgefÃ¼hrt hat, ergeben sich
fÃ¼r den Senat weitergehende Zweifel an einem erfolgreichen Abschluss der
MaÃ�nahme aus der laut dem Vermerk Ã¼ber das KostentrÃ¤gergesprÃ¤ch im Juli
2013 gegebenen ErklÃ¤rung des KlÃ¤gers zum Anfall von mehr als 20
unentschuldigten Fehlstunden. Denn diese seien dadurch entstanden, dass er viele
Klausuren nachmittags habe nachschreiben mÃ¼ssen und er die jeweiligen
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Vormittage zum Lernen und zur Vorbereitung genutzt habe, statt den Unterricht zu
besuchen. Auch wenn der KlÃ¤ger dieser Aussage in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
entgegen getreten ist, stellte sich die Situation seinerzeit unstreitig so dar, dass er
weiteren Unterricht verpasst und zugleich sehr schlechte schriftliche PrÃ¼fungen
abgelegt hat.

Unter BerÃ¼cksichtigung all dieser Gegebenheiten war die Beklagte zu Recht nicht
gehalten, die WeiterbildungsmaÃ�nahme des KlÃ¤gers fortzusetzen. Denn sofern
der eine MaÃ�nahme zur Rehabilitation rechtfertigende Zweck nicht mehr zu
erreichen ist, wÃ¼rde der VersicherungstrÃ¤ger bei FortfÃ¼hrung der MaÃ�nahme
die Mittel der Solidargemeinschaft unter VerstoÃ� gegen die GrundsÃ¤tze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (Â§ 13 Abs. 1 Satz 1 SGB VI) sogar rechtswidrig
verwenden (vgl. Bayerisches LSG, Urteil vom 28. MÃ¤rz 2007, L 1 R 604/05).

Ermessensgesichtspunkte musste die Beklagte nach Ã�nderung ihrer Prognose
fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht in ErwÃ¤gung ziehen. Denn Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X
ordnet nach Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse als Rechtsfolge eine gebundene
Verwaltungsentscheidung an ("ist").

DarÃ¼ber hinaus ist die Anfechtungsklage gegen die Aufhebung der Bewilligung
von Ã�bergangsgeld ab dem 8. November 2013 mit Bescheid vom 5. November
2013 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16. Juli 2014 ebenfalls
unbegrÃ¼ndet. Der angegriffene Bescheid ist auch insoweit rechtmÃ¤Ã�ig und
beschwert den KlÃ¤ger nicht im Sinne des Â§ 54 Abs. 2 SGG.
ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r die Aufhebung des Ã�bergangsgeldes mit Wirkung
fÃ¼r die Zukunft ist Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X.

Die Bewilligung des Ã�bergangsgeldes mit Bescheid vom 20. September 2012 war
ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung. Ab dem 8. November 2013 trat eine
wesentliche Ã�nderung ein, da der KlÃ¤ger ab dem Zeitpunkt des Abbruchs der
MaÃ�nahme keinen Anspruch mehr auf Zahlung von Ã�bergangsgeld gehabt hat.

Nach Â§ 20 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI (in der hier maÃ�gebenden bis zum 13. Dezember
2016 gÃ¼ltigen Fassung des Gesetzes zur FÃ¶rderung ganzjÃ¤hriger
BeschÃ¤ftigung vom 24. April 2006, BGBl. I, S. 926) haben u.a. Versicherte
Anspruch auf Ã�bergangsgeld, die von einem TrÃ¤ger der Rentenversicherung
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erhalten. Das Ã�bergangsgeld stellt die
Absicherung des Lebensunterhalts wÃ¤hrend der Inanspruchnahme von
Rehabilitations- oder Teilhabeleistungen dar und ist damit Lohnersatzleistung bzw.
es tritt an die Stelle einer anderen Lohnersatzleistung. Der Versicherte soll
wÃ¤hrend der aus gesundheitsbedingten GrÃ¼nden erforderlichen
Teilhabeleistungen und Leistungen zur Rehabilitation wirtschaftlich abgesichert
sein, andernfalls bestÃ¼nde wenig Bereitschaft zur Teilnahme bzw. das Ziel der
Hauptleistung wÃ¤re gefÃ¤hrdet (Haack, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB VI, 2.
Aufl. 2013, Â§ 20 SGB VI, Rn. 4). Das Ã�bergangsgeld ist eine unselbstÃ¤ndige, sog.
akzessorische Leistung, d.h., es wird in der Regel nur zusammen mit der
eigentlichen Reha-Leistung (der "Hauptleistung") gewÃ¤hrt (KassKomm/Kater, EL
Dezember 2018, Â§ 20 SGB VI, Rn. 4).
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Der KlÃ¤ger erhielt mit Bescheid vom 13. September 2012 von der Beklagten als
TrÃ¤ger der Rentenversicherung eine Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben und
hatte damit zunÃ¤chst Anspruch auf Ã�bergangsgeld. Der Anspruch endete mit
rechtmÃ¤Ã�iger Beendigung der akzessorischen Leistung zur Teilhabe am
Arbeitsleben durch Bescheid vom 5. November 2013 mit Wirkung zum 7. November
2013, denn mit Aufhebung des Bewilligungsbescheides vom 13. September 2012
wurde dieser nach Â§ 39 Abs. 2 SGB X unwirksam. DarÃ¼ber hinaus hat der KlÃ¤ger
fÃ¼r den Zeitraum vom 8. November 2013 bis zum Ende der
WeiterbildungsmaÃ�nahme zum Holztechniker auch nicht mehr tatsÃ¤chlich an der
MaÃ�nahme teilgenommen. Es bestand daher auch nach Sinn und Zweck des
Ã�bergangsgeldes zur Absicherung des Lebensunterhalts wÃ¤hrend der
Inanspruchnahme der Teilhabeleistungen keine Notwendigkeit, das Ã�bergangsgeld
ab diesem Zeitpunkt als Lohnersatzleistung fortzuzahlen. Denn nach Beendigung
der MaÃ�nahme ab dem 8. November 2013 konnte der KlÃ¤ger â�� wie schon vor
Antritt der MaÃ�nahme â�� seinen Lebensunterhalt selber erwirtschaften.

Ist somit ab dem 8. November 2013 eine wesentliche Ã�nderung im Sinne von Â§
48 Abs. 1 Satz 1 SGB X eingetreten, war die Bewilligung des Ã�bergangsgeldes ab
diesem Zeitpunkt â�� mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft â�� (teilweise) aufzuheben.
Ermessensgesichtspunkte musste die Beklagte â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� aufgrund
der gebundenen Verwaltungsentscheidung nicht in ErwÃ¤gung ziehen.

Infolge der Aufhebung der Bewilligung von Ã�bergangsgeld mit Wirkung ab dem 8.
November 2013 hat der KlÃ¤ger auch keinen Anspruch auf Fortzahlung des
Ã�bergangsgeldes bis zum ursprÃ¼nglich voraussichtlichen Abschluss der
MaÃ�nahme zum 31. Juli 2014.

Die Berufung war daher insgesamt zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision wird nicht zugelassen, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2
SGG nicht erfÃ¼llt sind.

Erstellt am: 27.02.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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